
 

 

SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM FÜR SOZIALES, GESUNDHEIT UND GESELLSCHAFTLICHEN ZUSAMMENHALT 
Albertstraße 10 | 01097 Dresden 

Präsidenten des Sächsischen Landtages 
Herrn Alexander Dierks 
Bernhard-von-Lindenau-Platz 1 
01067 Dresden 
 

 
 
 
Kleine Anfrage des Abgeordneten Ronny Kupke (BSW-Fraktion) 
Drs.-Nr.: 8/6625  
Thema: Datenlage und Forschung zu geschlechtersensibler Medizin in 
Sachsen  

Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
den Fragen sind folgende Ausführungen vorangestellt:  
 
„Die Bundesregierung will den Gender Data Gap schließen. Für Sachsen 
ist die Datenlage zur geschlechtersensiblen Medizin relevant. 
https://www.bmftr.bund.de/SharedDocs/Bekanntmachun-
gen/DE/2025/12/2025-12-03- bekanntmachung-gender-data-gap“ 
 
Namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt: 
 
Frage 1: Welche aktuellen oder geplanten Forschungsprojekte im Frei-
staat Sachsen untersuchen geschlechtsspezifische Unterschiede in Diag-
nostik, Therapie und Prävention? Bitte nach Institution, Laufzeit und the-
matischem Schwerpunkt aufschlüsseln. 
 
Die Staatsregierung, insbesondere SMS und SMWK, fördern aktuell keine For-
schungsprojekte in Sachsen zu geschlechtsspezifischen Unterschieden in der 
Diagnostik, Therapie und Prävention.  
 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen sind nicht verpflichtet, das SMWK 
über Arbeiten und Projekte zu informieren, die im Rahmen der jeweiligen Grund-
finanzierung und/oder unter Verwendung von Mitteln dritter Geber umgesetzt 
werden. Entsprechende Daten werden daher nicht vorgehalten. 
 
Zu Forschungsprojekten von Krankenhäusern im Freistaat Sachsen zum 
Thema geschlechtsspezifische Unterschiede in Diagnostik, Therapie und Prä-
vention liegen der Staatsregierung keine Erkenntnisse vor. 
 
Die Staatsregierung ist dem Landtag nur für ihre (eigene) Amtsführung verant-
wortlich und ist daher lediglich in Angelegenheiten zur Auskunft verpflichtet, die 
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in ihre (eigene) Zuständigkeit fallen und muss nicht auf Fragen eingehen oder etwa Daten 
bei Dritten erheben, die außerhalb ihres Verantwortungsbereichs liegen. 
 
Letzteres ist hier der Fall, soweit nach Erkenntnissen gefragt ist, über die u.U. (nur) säch-
sische Plankrankenhäuser bzw. deren Träger verfügen, da die Plankrankenhäuser bzw. 
deren Träger insoweit als eigenverantwortlich handelnde Dritte Aufgaben erfüllen, bei de-
nen sie gemäß § 31 des Sächsischen Krankenhausgesetzes (SächsKHG) bzw. im Rah-
men der Wahrnehmung von Selbstverwaltungsaufgaben (Letzteres betrifft allenfalls Kran-
kenhäuser in kommunaler Trägerschaft.) lediglich der Rechtsaufsicht, nicht aber der Fach-
aufsicht unterliegen. Die Staatsregierung darf im Zuständigkeitsbereich der Rechtsaufsicht 
von ihrem Informationsrecht (nach § 31 Absatz 3 Satz 1 SächsKHG bzw. § 113 Sächsische 
Gemeindeordnung) jedoch nur dann Gebrauch machen, wenn im Einzelfall konkrete An-
haltspunkte für eine bevorstehende oder bereits erfolgte Rechtsverletzung vorliegen. Dies 
ist hier nicht der Fall, denn es sind weder aus der Fragestellung konkrete Hinweise auf 
eine bevorstehende oder eingetretene Rechtsverletzung ersichtlich noch liegen der 
Staatsregierung derartige Hinweise unabhängig von der Kleinen Anfrage vor. 
 
In Bezug auf geplante Forschungsprojekte zu geschlechtsspezifischen Unterschieden in 
Diagnostik, Therapie und Prävention wird von einer Beantwortung abgesehen, da sie den 
Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung berührt. 
 
Gemäß Artikel 51 Absatz 2 der Verfassung des Freistaates Sachsen kann die Staatsre-
gierung die Beantwortung von Fragen ablehnen, wenn diese den „Kernbereich exekutiver 
Eigenverantwortung“ betreffen.  
 
Der Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung schließt einen nicht ausforschbaren Initi-
ativ-, Beratungs- und Handlungsbereich der Regierung ein. Hierzu gehören sämtliche in-
ternen Abstimmungs- und Willensbildungsprozesse sowie Planungen innerhalb der 
Staatsregierung, die der Vorbereitung von Regierungsentscheidungen dienen (SächsVer-
fGH, Urteil vom 23. April 2008, Vf. 87-I-06). Dies ist v.a. dann der Fall, wenn durch eine 
Frage der Prozess der Willensbildung innerhalb der Staatsregierung ausgeforscht werden 
soll. 
 
Frage 2: In welchem Umfang werden Gesundheitsdaten im Freistaat Sachsen nach 
Geschlecht differenziert erhoben und ausgewertet? 
 
Das Statistische Landesamt des Freistaates Sachsen (StLA) erhebt und veröffentlicht amt-
liche Gesundheitsdaten und Statistiken, die für die Planung, Forschung und Gesundheits-
berichterstattung (GBE) von Politik und Gesellschaft genutzt werden können. Diese Daten 
werden differenziert u. a. nach Geschlecht, Alter und Diagnosen aufbereitet.  
 
Als wesentliche Datenquellen stehen zum Beispiel die Krankenhausstatistik über die  
Diagnosen stationär behandelter Patienten, die Todesursachenstatistik für die Analyse der 
Sterblichkeit und die Bevölkerungsstatistik mit Angaben zur Lebenserwartung und Sterbe-
fällen sowie Angaben aus dem Mikrozensus zur Verfügung. Darüber hinaus wertet die 
Gesundheitspersonalrechnung Angaben zum Personal im Gesundheitswesen, getrennt 
nach Berufsgruppen und Geschlecht aus. 
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Eine weitere Datenquelle sind die im Krebsregister Sachsen erfassten Daten von an Krebs 
erkrankten Personen, die differenziert nach Geschlecht ausgewertet werden. Zudem wer-
den die Daten der Untersuchungen des Kinder- und Jugendärztlichen Dienstes der  
Gesundheitsämter im Freistaat Sachsen geschlechtsspezifisch erhoben und ausgewertet.  
Die Daten zur GBE (https://www.gbe.sachsen.de/) oder das Datenportal der amtlichen Sta-
tistik beim StLA sind unter (https://www.statistik.sachsen.de/html/gesundheit.html) abruf-
bar (letzter Zugriff: 30.04.2026).  
 
Eine Auswertung der im Freistaat Sachsen differenziert nach Geschlecht erhobenen und 
öffentlich verfügbaren Gesundheitsdaten ist insbesondere im Rahmen der durch die Säch-
sische Staatsregierung in Auftrag gegebenen und im Jahr 2025 fertiggestellten und noch 
nicht veröffentlichten „Studie zur Lage der Gleichstellung der Geschlechter im Freistaat 
Sachsen“ durch das Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik e.V. erfolgt. Die Studie 
wurde in Vorbereitung der Berichtspflicht nach § 29 Absatz 3 Sächsisches Gleichstellungs-
gesetz erarbeitet und bündelt Daten zu verschiedenen gleichstellungsrelevanten Themen-
feldern, insbesondere zur gesundheitlichen Lage, aus denen gleichstellungspolitische 
Handlungsfelder abgeleitet werden. Als Metastudie handelt es sich bei der Studie um einen 
Datenreport, der die zur Zeit der Erarbeitung der Studie vorliegenden frei verfügbaren Da-
ten, insbesondere des StLA, zur Lage der Gleichstellung in Sachsen erfasst, systematisiert 
und mit Blick auf gleichstellungspolitische Weiterentwicklungen darstellt. Eigene statisti-
sche Berechnungen und Auswertungen wurden für die Analyse nicht vorgenommen. 
 
Frage 3: Welche Erkenntnisse liegen der Staatsregierung zu geschlechtsspezifi-
schen Unterschieden in Morbidität, Mortalität und Inanspruchnahme von Gesund-
heitsleistungen vor? Bitte nach Krankheitsgruppen und, soweit möglich, nach Diag-
nosen aufschlüsseln. 
 
Die GBE liefert umfangreiche Informationen zum Gesundheitszustand der Bevölkerung, u. 
a. zur Häufigkeit und Verbreitung von Krankheiten, Anzahl der Todesfälle und zur Inan-
spruchnahme von Leistungen der Gesundheitsförderung und der Gesundheitsversorgung. 
Die Landes-GBE veröffentlicht dazu in Zusammenarbeit mit dem StLA aktuelle Daten und 
Informationen über den Gesundheitszustand und die Gesundheitsversorgung der Bevöl-
kerung in Sachsen. Als Grundlage dient der Indikatorensatz für die GBE der Länder.  
 
Im Themenfeld 3 „Gesundheitszustand der Bevölkerung“ des Indikatorensatzes werden 
eine Übersicht zur Mortalität und stationären Morbidität sowie Angaben zu verschiedenen 
Krankheiten und Krankheitsgruppen zur Verfügung gestellt. Diese Daten sind differenziert 
nach Alter und Diagnosen dargestellt und berücksichtigen einen Geschlechtervergleich. 
Die Daten zur GBE sind unter https://www.gbe.sachsen.de/themenfeld-3-gesundheitszu-
stand.html abrufbar (letzter Zugriff: 30.04.2026) 
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Darüber hinaus werden für die Beantwortung von Anfragen des Landtages hinsichtlich der 
stationären Morbidität, der Mortalität sowie zur Inanspruchnahme von Gesundheitsleistun-
gen Informationen auf der Grundlage von Daten des StLA, unterteilt nach Geschlecht – 
sofern Inhalt der Fragestellung – übermittelt. Hierzu wird für die laufende Legislaturperiode 
beispielhaft auf die Antworten zu folgenden Kleinen Anfragen verwiesen: 
 

 Drs.-Nr.: 8/725, Nachfrage Kleine Anfrage Drs.-Nr. 7/16021 „Suizide und Diagnos-
tizierte Depressionen in Sachsen im Jahr 2023“, 

 Drs.-Nr.: 8/1507, Angststörungen in Sachsen 2014-2024, 

 Drs.-Nr.: 8/2917, Alkoholintoxikation bei Kindern und Jugendlichen, 

 Drs.-Nr.: 8/3946, Depressionen und andere affektive Störungen in Sachsen 2014-
2024, 

 Drs.-Nr.: 8/3993, Psychische Erkrankungen in Sachsen 2014-2024, 

 Drs.-Nr.: 8/4232, Nachfrage zur Kleinen Anfrage mit der Drs.-Nr. 8/3465 "Versor-
gung und Unterstützung für Menschen mit Fetaler Alkoholspektrumsstörung 
(FASD) in Sachsen", 

 Drs.-Nr.: 8/4846, Erkrankungen und Todesfälle durch Alkohol in Sachsen 2019-
2024, 

 Drs.-Nr.: 8/4847, Nachfrage zur Kleinen Anfrage mit der Drs.-Nr. 8/3946 "Depres-
sionen und andere affektive Störungen in Sachsen 2014-2024", 

 Drs.-Nr.: 8/4848, Essstörungen von Kindern und Jugendlichen in Sachsen 2024, 

 Drs.-Nr.: 8/4851, Nachfrage zur Kleinen Anfrage mit der Drs.-Nr. 8/1507 "Angststö-
rungen in Sachsen 2014-2024", 

 Drs.-Nr.: 8/4854, Nachfrage zur Kleinen Anfrage mit der Drs.-Nr. 8/3993 "Psychi-
sche Erkrankungen in Sachsen 2014-2024", 

 Drs.-Nr.: 8/4856, Psychische und Verhaltensstörungen durch psychotrope Sub-
stanzen in Sachsen 2019-2024, 

 Drs.-Nr.: 8/4857, Psychische Erkrankungen von Kindern in Sachsen 2024, und 

 Drs.-Nr.: 8/5120, AD(H)S in Sachsen (2014-2024), 

 Drs.-Nr.: 8/2285, Suizide in Sachsen 2014-2024, 

 Drs.-Nr.: 8/3757, Nachfrage zur Kleinen Anfrage mit der Drs.-Nr. 8/2285 "Suizide 
in Sachsen 2014-2024", und 

 Drs.-Nr.: 8/6326, Suizide und Suizidversuche im Freistaat Sachsen, 

 Drs.-Nr.: 8/2969, Drogenbedingte Todesfälle und Zugänge zu Hilfen in Sachsen, 

 Drs.-Nr.: 8/4846, Erkrankungen und Todesfälle durch Alkohol in Sachsen 2019-
2024, und 

 Drs.-Nr.: 8/4856, Psychische und Verhaltensstörungen durch psychotrope Sub-
stanzen in Sachsen 2019-2024,  

 Drs.-Nr.: 8/4563, Krebserkrankungen in Sachsen 2024 

 Drs.-Nr.: 8/145, Diagnose von Krebserkrankungen in Sachsen 2023 

 Drs.-Nr.: 8/6013, Diabetes mellitus in Sachsen sowie Maßnahmen zur Prävention 
und Früherkennung 
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Des Weiteren liegen zu der in der Antwort zu Frage 2 erwähnten, noch nicht veröffentlich-
ten Studie folgende Erkenntnisse zu geschlechtsspezifischen Unterschieden vor: 
 
Im Freistaat Sachsen weisen Männer eine höhere Sterblichkeit auf als Frauen. Im Hinblick 
auf geschlechtsspezifische Unterschiede in der Sterblichkeit zeigt sich, dass seit dem Jahr 
2010 die altersstandardisierte Rate der verstorbenen Männer in Sachsen je 100.000 Ein-
wohnerinnen und Einwohner konstant über 600 liegt, während die entsprechende Rate bei 
Frauen im selben Zeitraum nie den Wert von 500 überschritten hat. 
 
Nach der Studie sind im Freistaat Sachsen sowohl für Männer als auch für Frauen Erkran-
kungen des Kreislaufsystems die häufigste Todesursache. Im Jahr 2023 verstarben daran 
518,2 Männer und 597,1 Frauen je 100.000 Einwohnerinnen und Einwohner, womit bei 
Frauen eine höhere Sterberate vorliegt. An zweiter Stelle folgen bösartige Neubildungen 
(Krebserkrankungen), wobei Männer mit einer Sterberate von 363,7 je 100.000 Personen 
deutlich häufiger betroffen sind als Frauen (268,1). Auch im Hinblick auf Todesfälle infolge 
von Erkrankungen des Atmungs- oder Verdauungssystems zeigen sich geschlechtsspezi-
fische Unterschiede zulasten der männlichen Bevölkerung. Männer weisen hier jeweils hö-
here Sterberaten auf. Laut Studie kommt der Todesursache der vorsätzlichen Selbstschä-
digung (Suizid) eine besondere Relevanz zu. Im bundesweiten Vergleich zählt der Frei-
staat Sachsen zu den Ländern mit den höchsten Suizidraten und die Suizidrate bei Män-
nern ist sowohl deutschlandweit als auch in Sachsen deutlich höher als bei Frauen. 
 
In Bezug auf die stationäre Morbidität stellt die Studie geschlechtsspezifische Unter-
schiede hinsichtlich der Diagnosen zu vollstationär behandelten Patientinnen und Patien-
ten im Freistaat Sachsen fest. Insgesamt sind danach Krankheiten des Kreislaufsystems 
die häufigste Diagnosegruppe: Im Jahr 2021 wurden 120.561 Krankenhausfälle registriert, 
davon 66.431 Fälle bei Männern und 54.130 Fälle bei Frauen. Es folgen Krebserkrankun-
gen (insgesamt 93.593 Fälle), die bei Männern mit 51.587 Fällen ebenfalls häufiger auf-
treten als bei Frauen (42.006 Fälle). Auch bei Erkrankungen des Verdauungssystems so-
wie bei Atemwegserkrankungen liegen die Fallzahlen bei Männern deutlich über denen 
der weiblichen Bevölkerung. Auffällig ist hingegen, dass Verletzungen, Vergiftungen und 
bestimmte andere Folgen äußerer Ursachen bei Frauen häufiger dokumentiert werden als 
bei Männern (47.474 gegenüber 42.277 Fällen). Psychische Erkrankungen machen nur 
einen vergleichsweise geringen Anteil am Gesamtbild der Krankheitsarten aus. Gleichwohl 
zeigen Frauen häufiger depressive Symptome als Männer (44 Prozent gegenüber 34 Pro-
zent). 
 
In Bezug auf geschlechtsspezifische Unterschiede in der Inanspruchnahme von Gesund-
heitsleistungen führt die Studie aus, dass im Jahr 2023 im Freistaat Sachsen 38.609 Pati-
entinnen und Patienten Rehabilitationsmaßnahmen der Deutschen Rentenversicherung in 
Anspruch nahmen, wobei mit 53 Prozent ein leicht höherer Anteil weiblich war. Darüber 
hinaus enthält die Studie keine einschlägigen Analysen. 
 
Über den stationären Bereich hinaus und zur Inanspruchnahme von Gesundheitsleistun-
gen liegen der Staatsregierung keine entsprechenden Daten vor. Die Staatsregierung ist 
dem Landtag nur für ihre Amtsführung verantwortlich. Sie ist daher nur in solchen Angele-
genheiten zur Auskunft verpflichtet, die in ihre Zuständigkeit fallen und muss nicht auf Fra-
gen eingehen, die außerhalb ihres Verantwortungsbereichs liegen.  
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Letzteres ist hier der Fall, da über den stationären Bereich hinaus und zur Inanspruch-
nahme von Gesundheitsleistungen nach Daten gefragt wird, die der AOK PLUS vorliegen 
könnten und die diese als Körperschaft des öffentlichen Rechts eigenverantwortlich im 
Rahmen der Wahrnehmung von Selbstverwaltungsaufgaben erlangt. Selbstverwaltungs-
aufgaben unterliegen nur der Rechtsaufsicht, nicht aber der Fachaufsicht. Vorliegend be-
stehen keine Anhaltspunkte für eine bevorstehende oder bereits erfolgte Rechtsverlet-
zung. Daher ist die Rechtsaufsichtsbehörde nicht verpflichtet, von ihrem Informationsrecht 
nach § 88 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch Gebrauch zu machen und sich die er-
fragten Informationen zu beschaffen. Auch bestand im Rahmen der Aufgabenwahrneh-
mung der Rechtsaufsichtsbehörde kein sonstiger Anlass, sich die erfragten Informationen 
vorlegen zu lassen. 
 
Frage 4: Welche landesweiten oder landesgeförderten Datensammlungen, Register 
oder Monitoring-Systeme berücksichtigen geschlechtsspezifische Aspekte in der 
Gesundheitsversorgung? 
 
Im Krebsregister Sachsen werden Daten von an Krebs erkrankten Personen systematisch 
nach dem Geschlecht erfasst und ausgewertet, um Unterschiede in der Häufigkeit, dem 
Verlauf und der Behandlung von Krebserkrankungen zu verstehen. Dabei werden Unter-
schiede in der Neuerkrankungsrate und Sterblichkeit sowie verschiedene klinisch/onkolo-
gische Kennzahlen wie z. B. die Verteilung der Tumorstadien betrachtet. Darüber hinaus 
sind Aussagen zu tumorbezogenen Therapien, wie z. B. Operationen oder systemische 
Therapien und Bestrahlungen möglich. Dargestellt werden außerdem Unterschiede in den 
Überlebensraten fünf Jahre nach einer Krebserkrankung. Der aktuelle Jahresbericht des 
Krebsregisters Sachsen ist unter https://www.krebsregister-sachsen.de/jahresbericht/ zu 
finden (letzter Zugriff 30.04.2026). 
 
Frage 5: Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um bestehende Datenlücken 
im Bereich geschlechtersensibler Gesundheitsversorgung zu schließen? 
 
Von einer Beantwortung wird abgesehen, da sie den Kernbereich exekutiver Eigenverant-
wortung berührt.  
 
Gemäß Artikel 51 Absatz 2 der Verfassung des Freistaates Sachsen kann die Staatsre-
gierung die Beantwortung von Fragen ablehnen, wenn diese den „Kernbereich exekutiver 
Eigenverantwortung“ betreffen.  
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Der Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung schließt einen nicht ausforschbaren Initi-
ativ-, Beratungs- und Handlungsbereich der Regierung ein. Hierzu gehören sämtliche in-
ternen Abstimmungs- und Willensbildungsprozesse sowie Planungen innerhalb der 
Staatsregierung, die der Vorbereitung von Regierungsentscheidungen dienen (SächsVer-
fGH, Urteil vom 23. April 2008, Vf. 87-I-06). Dies ist v. a. dann der Fall, wenn durch eine 
Frage der Prozess der Willensbildung innerhalb der Staatsregierung ausgeforscht werden 
soll. 

Mit freundlichen Grüßen 

Petra Köpping 
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